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Schluss mit der
staatlichen Abzockerei!

Eidg. Abstimmungen2

schraube ein wenig zu lo-
ckern. Die drei Elemente die-
ser Vorlage gehen in die rich-
tige Richtung.

1. Familienentlastung

Höhere Abzüge für Kinder
und bei den Krankenkassen-
prämien, neue Abzüge für Al-
leinerziehende und Fremd-
betreuung und nicht zuletzt
die Beseitigung einer alten
Ungerechtigkeit, nämlich die
steuerliche Gleichstellung der
Ehepaare mit den Konkubi-
natspaaren.

2. Wohneigentumsförderung
Abschaffung der weltweit ein-
zigartigen absurden Eigen-
mietwertsteuer und Einfüh-
rung eines Bausparmodells,
wie es im Kanton Baselland
schon eingeführt ist und sich
auch bestens bewährt hat.

3. Stärkung der Wirtschaft

durch Anpassungen bei der
Stempelabgabe und durch Er-

Einerseits extrem hohes Wachstum bei
Steuern, Abgaben und Gebühren, bei den
Staatsausgaben und bei der Staatsverschul-
dung - andererseits fast kein Wirtschafts-
wachstum. Dies ist die alarmierende Bilanz
der letzten zwölf Jahre.

In Zahlen ausgedrückt heisst
das: Zwischen 1990 und 2002
stiegen die Einnahmen (Steu-
ern, Abgaben und Gebühren)
auf Bundes-, Kantons- und
Gemeindeebene von insge-
samt 112 Milliarden auf 178
Milliarden Franken. Para-
doxerweise verdoppelte sich
in der gleichen Zeitspanne
aber die Gesamtverschuldung
auf unglaubliche 235 Milliar-
den Franken! Dies beweist: Je
mehr Geld die öffentliche
Hand vom Volk nimmt, desto
mehr wird von ihr ausgege-
ben, und es werden sogar
noch neue Schulden gemacht.

Warnung und
Mahnung

Also nicht bei den Einnahmen
liegt das Problem, sondern bei
den aus dem Ruder laufenden
Ausgaben. Aufblähung der
öffentlichen Verwaltungen,
sowohl beim Bund wie auch
in vielen Kantonen, Missbräu-

che im Asyl- und Sozial-
bereich, sowie steigende Aus-
landaufwendungen kosten
unter anderem die Staatskas-
sen viele Milliarden. Die ste-
tig steigende Verschiebung
des Kapitals vom Volk hin
zum Staat ist indirekt auch
eine schleichende Einführung
des Sozialismus. Die katastro-
phalen Erfahrungen aus den
ehemals sozialistisch geführ-
ten Ländern mit der vernich-
tenden Bilanz sollten uns al-
len Warnung und Mahnung
genug sein.

Es braucht nun dringend eine
Kehrtwende. Aktivität, Initia-
tive und Innovation breiter
Bevölkerungskreise dürfen
vom Staat nicht mit zu hohen
Steuern, Abgaben und Über-
reglementierungen bestraft
werden. Selbst linke Regierun-
gen, wie z.B. jene in Deutsch-
land, haben dies erkannt und
beginnen, die Steuern zu sen-
ken, um ihre Gesellschaft und
ihren Staat nicht noch ganz in

den Ruin zu treiben.

Mit dem nun am 16. Mai zur
Abstimmung gelangenden
Steuersenkungspaket haben
wir die Gelegenheit, die in
den letzten Jahren extrem
stark angezogene Steuer-

höhung der Freigrenze bei der
Emissionsabgabe, was vor al-
lem Gewerbe und viele Klein-
und Mittelbetriebe entlastet.

Bezeichnenderweise wollen
die Gegner des Steuersen-
kungspaketes auf der linken
Seite die Mehrwertsteuer
noch weiter erhöhen. Über
eine Erhöhung um 1,8% wird
ebenfalls am 16. Mai abge-
stimmt. Diese Erhöhung hät-
te für die Bevölkerung eine
jährliche Mehrbelastung von
etwa 5 Milliarden Franken zur
Folge. Da allgemein bekannt
sein dürfte, dass die Mehr-
wertsteuer eine unsoziale Ab-
gabe ist, würden die unteren
Einkommensschichten fata-
lerweise verhältnismässig stär-
ker belastet.

Gewinn für alle

Mit einem Ja zum Steuer-
senkungspaket werden breite
Bevölkerungskreise finanziell
entlastet, und der wirtschaft-
liche Aufschwung kann vor-
angetrieben werden. Arbeits-
plätze können gesichert und
neue geschaffen werden. So-
mit können auch die Sozial-
werke ohne zusätzliche Abga-
ben gesichert werden. Es ent-
steht also eine Mehrfach-
gewinn-Situation für alle.

Nationalrat Walter Wobmann,
Gretzenbach (SO)

Ph
ot

o:
 s

en
n&

st
ah

l



 Eidg. Abstimmungen 3

Mit Augenmass und
Bescheidenheit in die Zukunft

Aus der Sicht eines Kantons,
der sich gewohnt ist, nicht
mehr auszugeben als einge-
nommen wird, ist es dringend
nötig, dass das Steuerpaket
des Bundes angenommen
wird, weil

Reformen dringend nötig
sind in diesem Land,

die Annahme des Steuer-
paketes den Staat (Bund,
Kantone, Gemeinden) zwingt,
haushälterischer mit seinen
Mitteln umzugehen,

unsere Gesellschaft da-
mit beweist, dass sie willens
und fähig ist, sich auf hohem
Niveau selber zu beschränken
und damit eine gesunde Basis
für die Zukunft und die fol-
genden Generationen zu le-
gen.

Falsche
Argumente

In der gegnerischen Argumen-
tation wird neben den formal-
rechtlichen Aspekten immer
wieder unterstrichen, dass
diese Vorlage lediglich die
Reichen entlaste und die Ar-
men keinen Nutzen hätten.
Wer dies behauptet, verkennt
folgende Tatsachen:

Es kann nur steuerlich entlas-
tet werden, wer überhaupt
Steuern bezahlt.  Rund vier
von zehn Steuerpflichtigen
werden künftig keine Bundes-
steuer mehr bezahlen. Heute
sind 20 Prozent der Steuer-
pflichtigen von der Bundes-
steuer befreit, nach Annahme
des Steuerpaketes werden es
37 Prozent sein. Das Existenz-
minimum wird nicht mehr

Am 16. Mai 2004 kommen drei wirklich
grundsätzliche Bundesvorlagen vor das Volk.
An der Urne wird vom Souverän - auf einen
Nenner gebracht - die Frage beantwortet,
ob die Schweiz noch reformfähig ist.

Zukunftsziele zu erreichen, ist
Aufgabe aller Menschen, die
unserem Staat gegenüber Ver-
antwortung tragen. Und das
sind wir alle. Ob Stimmbür-
gerin oder Amtsperson, ob
Stimmbürger oder Steuerzah-
lende, wir haben eine gemein-
same Pflicht in diesem Land,
Augenmass zu nehmen an der
Tatsache, dass Bäume auch
bei uns nicht in den Himmel
wachsen.

Die Steuervorlage des Bundes
ist finanziell verkraftbar,
wirkt in die richtige Rich-

tung,
enthält keine unlösbaren

Probleme,
gibt ein starkes Signal für

eine gerechte Familienbe-
steuerung,

verankert  eine verhält-
nismässige Stempelbesteue-
rung zu Gunsten des Finanz-
platzes Schweiz,

führt mittelfristig den
richtigen Systemwechsel in
der Wohneigentumsbesteue-
rung herbei,

stärkt unser Land im in-
ternationalen Standortwett-
bewerb.

Mit einem Ja zum Steuer-
paket sagen wir Ja zu Augen-
mass, Ja zu Verantwortung
und Ja zu nachhaltigem Ge-
staltungswillen!

besteuert.

Die Kantone haben in der
Familien- und Ehepaarbe-
steuerung weiterhin einen be-
trächtlichen Handlungsspiel-
raum.  Verheiratete zahlen
künftig gleich viel Steuern wie
Konkubinatspaare. Das Fest-
legen des Faktors beim Teil-
splitting und die Höhe der
einzelnen Abzüge wird den
Kantonen überlassen. Die
Übergangsfrist von 5 Jahren
zur Einführung der Neuerun-
gen auf kantonaler Ebene bie-
tet genügend Anpassungszeit.
Die Umsetzung der Bundes-
steuervorlage auf kantonaler
und kommunaler Ebene kann
eine sehr grosse Wirkung ent-
falten. Dies wird von den Geg-
nern der Vorlage verschwie-
gen.

Die unteren Einkommen wer-
den entlastet und das Exis-
tenzminimum nicht mehr be-
steuert. Familien und Allein-
erziehende profitieren über-
durchschnittlich. Der Pau-
schalabzug der obligatori-
schen Krankenversicherungs-
prämien (kantonale Durch-
schnittsprämie) ist für alle
Steuerpflichtigen vorgesehen.

Das Steuerpaket bedeutet so-
wohl auf Bundes- wie auf
Kantonsebene konkrete Fa-
milienpolitik für den Mittel-
stand. Es senkt die Steuern für
Familien und Alleinerziehende
und schafft für die Steuerpflich-
tigen finanziellen Spielraum.

Ist der vorgesehene Verzicht
auf Steuereinnahmen für
Bund und Kantone verkraft-
bar? Meine Antwort: Er muss
verkraftbar sein!

Ob all den Verzerrungen und
Verkürzungen des Abstim-
mungskampfes wird oft ver-
gessen, dass die Schweizer
Volkswirtschaft zuerst Erträ-
ge und Gewinne erarbeiten
muss, bevor Steuern abge-
schöpft werden können zur
Finanzierung der vielfältigen
Staatsaufgaben. Die Tugend,
mittelfristig nicht mehr auszu-
geben als eingenommen wird,
sollte auch den Parlamenten
und den Verantwortlichen des
Staates klar sein. Die Schwei-
zer Wirtschaft muss dringend
wachsen. Nur wenn die Wirt-
schaft wächst, können auch
die Staatsausgaben finanziert
werden.

Kräftiges Signal

Die Ansprüche unserer Ge-
sellschaft an den Staat werden
bekanntlich nicht kleiner. So
gesehen, lassen sich alle Ar-
gumente für oder gegen die-
ses Steuerpaket auf einen ein-
fachen Nenner reduzieren.
Entweder gelingt es unserem
Land, sich aus der wirtschaft-
lichen Talsohle herauszuar-
beiten und die Trendwende
erwirken - oder eben nicht.
Die Zustimmung des Volkes
zum Steuerpaket des Bundes
ist ein kräftiges Signal für die
positive Variante. Ein Ja wird
einen zusätzlichen Konsum-
und Investitionsschub auslö-
sen. Sollte diese Erwartung
fehlgehen und die Trend-
wende ausbleiben, so ist es
ratsam, sich heute schon Ge-
danken zu machen über die
Frage, welche Staatsaufgaben
- und auf welchem Niveau -
mittelfristig noch mach- und
finanzierbar sein werden.

Mit einem Ja zum Steuerpaket
haben wir die Chance für ei-
nen von selbstverantwortli-
chen Bürgerinnen und Bür-
gern getragenen, modernen
und schlanken Staat. Diese
Chance zu packen und die

Regierungsrat Roland Eberle,
Frauenfeld (TG)
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Mitten im OrtMitten im OrtMitten im Ort
des Geschehensdes Geschehensdes Geschehens

Bundesrat Christoph Blocher
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Ich habe drei Monate lang keinen Pressetermin wahrgenommen. An erster Stelle meiner
neuen Tätigkeit stand: Das Departement und seine Mitarbeiter kennen zu lernen und
mich vertieft in die Dossiers der Regierung einzuarbeiten.

Am 2. April lud ich die Medienvertreter nach Buchs im Rheintal zur ersten offiziellen Pres-
sekonferenz ein. Im sanktgallischen Rheintal zeigen sich exemplarisch die Probleme, die
sich aus der illegalen Einwanderung, dem Asylmissbrauch und der Ausländerkriminalität
ergeben. Das auffälligste der vergangenen Monate waren die Klagen zahlreicher Bürger aus
der ganzen Schweiz, vor allem aber auch von Behördenvertretern, Kantonsregierungen und
Städten. Es waren Hilferufe wegen Missständen in der Asyl- und Ausländerpolitik.

Das St.Galler Rheintal war somit ein Ort des Geschehens. Zu lange wurden Probleme im Asylwesen verschwiegen und
schön geredet. Wichtig war, dass die direkt betroffenen Behörden nun endlich ihre Anliegen und Ansichten formulieren
konnten. Die SVP hat schon immer auf die Asylmisere hingewiesen. Doch statt die Missstände zu bekämpfen, haben viele
Politiker lieber die SVP bekämpft. Das hat die Situation nur verschärft. Trotzdem war selbst ich über das Ausmass der
Missbräuche im Asylwesen überrascht:

90 Prozent aller Asylsuchenden werden durch Schlepper eingeschleust. Diese organisierte Unrechtmässigkeit muss rigoros
unterbunden werden. Nur gerade 14 Prozent der Gesuchsteller verfügen über Ausweispapiere. Wer ohne Papiere einreist,
soll darum künftig keine Vorteile mehr daraus ziehen können.

Das Problem ist erkannt und die Bevölkerung ohne Umschweife informiert. Jetzt geht es darum, die möglichen Massnahmen
zu erarbeiten und dann zu entscheiden. Dies muss gesetzestechnisch stimmen und politisch abgestützt sein. Die Erfahrung
zeigt, dass nicht alle politischen Kräfte im Land ein Interesse daran haben, die Probleme zu lösen. Meine Aufgabe als
Justizminister wird es sein, trotz aller Widerstände Lösungen durchzusetzen.

Kanton Uri: Bei den Landratswahlen vom 21.
März 2004 gewinnt die SVP Uri fünf zusätzliche
Landratssitze. Sie ist neu mit neun Sitzen im
Landrat vertreten.

Kanton Schwyz: Bei den Kantonsratswahlen vom
28. März 2004 konnte die SVP Schwyz von 20
auf 27 Sitze zulegen. Bei den Regierungsrats-
wahlen ereichte keiner der Kandidaten im 1.

Wahlgang das absolute Mehr. Die SVP steigt am 16. Mai
2004 mit dem Unternehmer Walter Stählin aus Lachen in
den 2. Wahlgang.

Kanton Luzern: Die SVP Stadt Luzern gewinnt
bei den Stadtratswahlen vom 28. März 2004 zwei
Sitze und ist neu mit neun Sitzen im 48-köpfigen
Grossen Stadtrat vertreten. Leider ist die SVP

nach wie vor nicht in der Stadtregierung vertreten.

Kanton Thurgau: Bei den Kantonsratswahlen
vom 28. März 2004 gelingt es der SVP Thurgau
die Sitzzahl von 42 auf 47 zu erhöhen. Die SVP
bleibt damit unbestritten die stärkste politische

Kraft im Thurgauer Kantonsparlament.

Kurzmeldungen Nicht vergessen! Am 16. Mai

JA zur 11. AHV-Revision

NEIN zur Mehrwertsteuer-Erhöhung

JA zum Steuersenkungs-Paket
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JA zur 11. AHV-Revision
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Priv.-Doz. Dr. Jean Henri Dunant,
Nationalrat, Basel

Am 16. Mai 2004 werden wir unter ande-
rem über die 11. AHV-Revision abstimmen.
Diese Revision wird für alle Rentner mehre-
re wichtige Änderungen zur Folge haben.
Zuerst muss die Bedeutung und Aufgabe der
AHV in Erinnerung gerufen werden.
Die 1. Säule (AHV) sichert
jeder Person mit Wohnsitz
oder Erwerbstätigkeit in der
Schweiz eine Rente im Alter
und verhindert damit extreme
Armut. Bei dieser Versiche-
rung sind wohl die Renten,
nicht aber die Beiträge nach
oben begrenzt. Die AHV
schafft einen sozialen Aus-
gleich, gleicht somit eher ei-
ner Steuer als einer Versiche-
rung. Überdies werden 20%
der AHV-Leistungen aus
Steuermitteln erbracht. Es
muss alles unternommen wer-
den, damit die AHV langfris-
tig gesichert werden kann.
Dafür müssen wir jetzt Mass-
nahmen zur Sicherung des Er-
reichten ergreifen.

Warum ist die Finanzie-
rung der AHV zu einem

Problem geworden?

Die AHV wurde in den Jah-
ren starken wirtschaftlichen
Aufschwungs nach dem 2.
Weltkrieg geschaffen. Die Le-
benserwartung war damals
geringer als heute, es gab mehr
Junge als Alte. Anfänglich
kam auf 9 Beitragspflichtige
ein Rentner, heute sind es 3-4
Beitragspflichtige pro Rent-
ner, nach 2005 werden 2 Er-
werbstätige einen Rentner
unterhalten. Grund dafür ist
die zunehmende Lebenser-
wartung und der Eintritt der
geburtenreichen Jahrgänge ins
Pensionsalter um 2010.

Die Renten der AHV werden
nach dem Umlageverfahren
finanziert. Im Gegensatz zu
den Pensionskassen bleiben
die einbezahlten Beiträge nur
einige Monate in der „Kasse“.
Dieses System funktionierte

während Jahrzehnten bestens,
weil mehr einbezahlt als aus-
bezahlt wurde. Wegen der
ungünstigen Altersstruktur
wird sich dies spätestens ab
2010 ändern. Das Umlage-
verfahren hat zur Folge, dass
die Gelder der AHV wegen
der kurzen Verweildauer im
Ausgleichsfond nicht wirklich
gewinnbringend investiert
werden können. Jüngere Bei-
tragspflichtige zweifeln des-
halb zum Teil daran, dass sie
ihre Renten zum gegebenen
Zeitpunkt auch wirklich be-
ziehen werden. Umfragen zei-
gen, dass nahezu die Hälfte
der Jungen andere Lösungen,
z. B. individuelle Alterskon-
ten, vorziehen würden. Sie
verkennen dabei die wichtigs-
te Aufgabe der AHV, den so-
zialen Ausgleich. In anderen
vergleichbaren Ländern, z. B.
USA, sind alte Leute vielfach
gezwungen, bis an ihr Lebens-
ende billige Arbeit zu leisten
oder gar, weil mittellos und
krank, ihren Lebensabend in
einem Armenheim zu verbrin-
gen. Das wünschen wir in
unserem Lande nicht!

Die langfristige Sicherung der
AHV ist eine wichtige politi-
sche Aufgabe der kommen-
den Jahre, die nur durch eine
Kombination vieler Massnah-
men möglich wird.

Wie könnte die
AHV zusätzlich

finanziert werden?

1. Durch die
Arbeitnehmer

Eine Erhöhung der Beiträge
(Lohnprozente) lässt sich po-
litisch nicht durchsetzen. Sie

würde die Arbeitskraft bestra-
fen und zu einer Erhöhung
der Arbeitslosigkeit führen.

2. Durch die
Konsumenten

Eine Finanzierung durch die
sukzessive Erhöhung der
Mehrwertsteuer bedarf der
Zustimmung durch das Volk.
Massive Erhöhungen der
Mehrwertsteuer sind abzuleh-
nen, weil sie den Konsum be-
einträchtigen. Das Mehrwert-
steuerprozent von 1999 ist
ausschliesslich für die AHV
einzusetzen. Gegenwärtig be-
ansprucht der Bund 17% des
1999 um 1% angehobenen
Mehrwertsteuersatzes.

3. Höhere Steuern

Eine Teilfinanzierung der
AHV durch neue indirekte
Steuern, z. B. eine Energieab-
gabe – eine reine Lenkungs-
steuer – würde schon mittel-
fristig eine Abnahme des
Steuersubstrats zur Folge ha-
ben.

4. Erhöhung
des Rentenalters

Das Rentenalter der Frauen
wird an das der Männer an-
geglichen. Langfristig wird
wohl nur die Alternative Er-
höhung des Rentenalters oder
Absenkung des Rentenni-
veaus in Frage kommen, wo-
bei die Erhöhung des Renten-
alters vorzuziehen wäre. Der
heutige Trend zur Frühpen-
sionierung läuft allerdings
entgegengesetzt, doch gebie-
tet die Realität ganz klar den
Verzicht auf solchen Luxus.

Mit der 11. AHV-Revision
wird ein Teil der erwähnten
Forderungen erfüllt. Es sind
Massnahmen, welche aller-
dings nur die mittelfristige
Sicherstellung der Finanzie-
rung bis ins Jahr 2015 vorse-
hen. Sie haben Mehreinnah-

men, respektive Minderaus-
gaben von 925 Millionen
Franken jährlich zur Folge.
Dies ist ohne Erhöhung des
Mehrwertsteuerersatzes um
1% möglich.

Zusammenfassend geht es
also bei der 11. AHV-Revisi-
on um eine schrittweise An-
gleichung des Rentenalters
von Frau und Mann auf 65
Jahre bis zum Jahr 2009, um
eine Flexibilisierung des
Rücktrittsalters zwischen 62
und 65 sowie die Möglichkeit
des Teilvorbezugs der halben
Rente am 59 Jahren, um eine
Vereinheitlichung der Wit-
wen- und Witwerrente und
einen Rentenanspruch für
beide Geschlechter, solange
Kinder unter 18 Jahren zu be-
treuen sind. Der Rhythmus für
die Anpassung der Renten an
die Teuerung wird von 2 auf 3
Jahre verlangsamt, falls die
aufgelaufene Teuerung nicht
über 4% liegt. Schliesslich
sind sämtliche Einkommen
erwerbstätiger Rentnerinnen
und Rentner im Gegensatz zu
heute beitragspflichtig. Dies
führt zu einer Verbesserung
der Renten von Erwerbstäti-
gen im AHV-Alter, sofern sie
nicht bereits eine Maximal-
rente beziehen.

Die 11. AHV-Revision passt
unsere AHV den heutigen de-
mographischen, gesellschaft-
lichen und wirtschaftlichen
Gegebenheiten an.

Im empfehle Ihnen deshalb
dringend, am 16. Mai 2004
ein JA zur AHV-Revision
einzulegen.
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Die Worte des Finanzdirektors

Gregor A. Rutz,
Generalsekretär SVP

In diesen Wochen laufen einzelne Regierungsräte zu beachtlicher
Form auf: Die steuerlichen Entlastungen, welche das Steuer-
senkungspaket mit sich bringen würde, seien für die Kantone nicht
verkraftbar – zu hoch seien die Einnahmeausfälle. Was die Kantons-
regierungen unterschlagen: Für den miserablen Zustand der
Kantonsfinanzen sind sie höchstpersönlich zuständig.

Während das Steuersen-
kungspaket zu minimen Min-
dereinnahmen in der Höhe
von 2-3 Prozent führt, haben
zahlreiche Kantone ihre Aus-
gaben in den letzten Jahren
jährlich um weit über 5 Pro-
zent erhöht. Die Jammerei der
Regierungsräte ist völlig unbe-
rechtigt.

Feststellungen
des Finanz-
direktors

Ein Blick auf die letzten
dreissig Jahre zeigt: Die
schweizerische Staatsquote ist
massiv angestiegen. „Im inter-
nationalen Vergleich steht die
Schweiz zur Zeit zwar noch
gut da, sie gehört allerdings

nur mehr zum Mittelfeld und
nicht mehr zur Staatengruppe
mit der niedrigsten Quote.
Diese Entwicklung ist umso
bedenklicher, als verschiede-
ne Staaten in den letzten zehn
Jahren ihre Staatsquote ver-
ringern oder zumindest stabi-
lisieren konnten, während die
Staatsquote der Schweiz wei-
terhin zunahm. Von allen
OECD-Ländern weist die
Staatsquote der Schweiz den
zweithöchsten Anstieg auf.
Das ist wahrlich kein Ruh-
mesblatt!“ Dies stellte der
Zürcher Finanzdirektor Chri-
stian Huber anlässlich einer
Pressekonferenz vom 25. Fe-
bruar 2003 fest.

Warum aber ist der Kampf ge-
gen einen weiteren Anstieg

der Staatsausgaben so wich-
tig? Der Zürcher Regierungs-
präsident sagt es: „Damit die
gestiegenen Ausgaben finan-
ziert werden können, müssen
die Zwangsabgaben an den
Staat und an seine Sozial-
werke erhöht werden. Dies
schränkt die Entscheidungs-
autonomie der Bürgerinnen
und Bürger zunehmend ein,
weil ein immer grösserer Teil
ihres Einkommens vom Staat
beansprucht wird. Der Verlust
an Freiheit, über sein Einkom-
men zu verfügen, vermindert
das individuelle Wohlbefin-
den. Die gestiegene Abgaben-
last vermindert für den Einzel-
nen aber auch den Anreiz,
durch einen grösseren Einsatz
zu mehr Einkommen zu kom-
men: Leistung wird bestraft.
Dadurch wird die wirtschaft-
liche Entwicklung gebremst,
was sich auch negativ auf die
Entwicklung der Steuerent-
wicklung niederschlägt.“

Ehrliche
Steuerzahler

sind die Dummen

Genau aus diesem Grund be-
fürwortet die SVP das Steuer-
senkungspaket und bekämpft
die Erhöhung der Mehrwert-
steuer: Höhere Steuern be-
deuten nicht automatisch
mehr Staatseinnahmen. Steu-
ersenkungen jedoch führen zu
Wirtschaftswachstum – und
damit letztlich auch zu einem
Anstieg der Steuerentwick-
lung. Die Beispiele von Ame-
rika oder Irland zeigen es.
Und überdies ist es für eine
bürgerliche Partei schlicht
nicht akzeptabel, dass die
Zwangsabgabenquote in der
Schweiz bald 60% erreicht

hat – also dass die Bevölke-
rung über mehr als die Hälfte
des erarbeiteten Geldes gar
nicht mehr selber verfügen
kann.

Eine tiefe Steuerbelastung ist
wichtig für den Wirtschafts-
standort Schweiz. So sagt
Christian Huber: „Eine zu-
nehmende Steuerbelastung
beeinträchtigt aber auch die
Standortattraktivität. Die
Steuerbelastung ist einer der
Faktoren, welche die Renta-
bilität von Investitionen be-
stimmen. Eine verminderte
Standortattraktivität bedeutet
niedrigere Investitionen, eine
verminderte Wirtschaftstä-
tigkeit, weniger Arbeitsplätze
und eine zurückfallende Ein-
kommensentwicklung. Je
mehr nämlich von den Ge-
winnen den Unternehmen
verbleiben, desto mehr wer-
den diese in der Schweiz auch
real investiert, und umso bes-
ser entwickelt sich die Wirt-
schaft.“ Und weiter: „Zudem
wird mit einer steigenden Ab-
gabenlast die Schwarzarbeit
gefördert. Das gefährdet die
Finanzierung der Sozialwer-
ke, überdies ist der ehrliche
Steuerzahler der Dumme.“

Muss diesen Aussagen des
Zürcher Finanzdirektors noch
etwas hinzugefügt werden?
Nein – aber die Folgerung ist
klar: Bei den Abstimmungen
vom 16. Mai müssen wir JA
zum Steuersenkungspaket
und NEIN zur Mehrwertsteu-
er-Erhöhung sagen.

Inserat
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Wer zahlt schon gerne Steuern...

Und das sind für mich die
wichtigsten Gründe für ein Ja
am 16. Mai:

Endlich kann ich die ef-
fektiven Krankenkassenprä-
mien in Abzug bringen.

Ich darf heiraten, auch
wenn wir dabei ein Doppel-
verdiener-Ehepaar werden.
Wir werden nicht mehr steu-
erlich bestraft gegenüber den
Konku-binatspaaren.

Der Eigenmietwert mei-
ner Liegenschaft wird nicht
mehr zu meinem Einkommen
dazu geschlagen.

Mein Sparwille, das
heisst das Rückzahlen der
Hypotheken wird belohnt,
denn im Gegenzug können
die Schuldzinsen nicht mehr
abgezogen werden.

Mein erstmaliger Er-
werb von Wohneigentum wird
massiv gefördert, indem ich
mittels Bausparvertrag Kapi-
tal ansparen kann. Kapital
und Zinsen sind von der Be-
steuerung befreit und bleiben
es auch beim Bezug.

Die hohen Anfangs-
kosten beim Kauf meines Ei-
genheimes werden in den ers-
ten zehn Jahren mit besonde-
ren Massnahmen (beschränk-
ter Schuldzinsabzug) abgefe-
dert; aber es lohnt sich zu spa-
ren und die Hypotheken zu-
rückzuzahlen. Ich kaufe das
Wohneigentum, das zu mei-
nem Budget passt und erspa-
re mir den Stress einer zu spät
festgestellten Überschuldung!

Der Kinderabzug wird

Erhellt sich ihre Laune, wenn die Steuerrechnung in der Post liegt?
Höchstens ein bisschen, wenn sie nach dem Oeffnen des Briefes
feststellen, dass die Rechnung etwas moderater ausgefallen ist als
vermutet. Aber was, wenn sie höher als erwartet ist? Das können
wir ändern. Nutzen wir unsere Chance und stimmen wir am 16. Mai
JA zum Steuerpaket.

meinde stehe ich voll und
ganz hinter dieser Vorlage.
Modellrechnungen gehen
davon aus, dass bei einem Ja
ab 2009 den Gemeinden rund
ein Steuerzehntel an Einnah-
men verloren geht. Aber, auch
in meiner Gemeinde ist noch
Sparpotenzial vorhanden und
nur wenn die Mittel knapp
sind, werden wirtschaftliche
Lösungen gefunden. Meine
Gemeinde macht im Nein-
Komitee nicht mit!

Aufschwung für
den Wirtschafts-
standort Schweiz

Es ist klar: Tiefere Steuern
und weniger Abgaben ma-
chen den Wirtschaftsstandort
Schweiz auf die Dauer inter-
national konkurrenzfähiger.
Die Attraktivität für neue Fir-
men und starke Steuerzahler
aus dem Ausland wird gestei-
gert. Nur wenn die Schweiz
auch weiterhin wettbewerbs-
fähig bleibt, schaffen wir das
dringend nötige Wirtschafts-
wachstum. Neue Arbeitsplät-
ze und Vollbeschäftigung wer-
den folgen! Dies nützt allen
und sichert die Sozialwerke.

Am 16. Mai haben wir die ein-
malige Chance, etwas Gutes
für uns zu tun. Stimmen sie
dem Bundesgesetz über die
Änderung von Erlassen im
Bereich der Ehe- und Fami-
lienbesteuerung, der Wohn-
eigentumsbesteuerung und
der Stempelabgaben zu. Wer
zahlt schon gerne freiwillig
noch mehr Steuern?

Kurzportrait
Rita Gygax, Präsidentin SVP Frauen Schweiz
Rita Gygax wurde an der Delegiertenversammlung vom 27.
März 2004 in Rothenthurm als Nachfolgerin von Esther We-
ber zur neuen Präsidentin der SVP Frauen Schweiz gewählt.

Die 56-jährige Exekutiv-Gemeinderätin (lic.rer.publ. HSG)
aus Hinterkappelen  im Kanton Bern ist seit 1998 Vorsteherin
des Departementes Gemeindebetriebe der Gemeinde
Wohlen (BE). Sie ist ausserdem Mitglied der aussenpoliti-
schen Kommission der SVP Schweiz. Zu ihren Hobbys gehö-
ren Reisen, Velofahren und „Bewegung“.

beinahe verdoppelt, endlich
auch hier mehr Realität und
nicht mehr Bestrafung. Auch
Betreuungskosten können
neu in der direkten Bundes-
steuer zum Abzug gebracht
werden. Das freut mich für
jede Familie mit Kindern!

Unser Finanzplatz Schweiz
wird durch die Änderung bei
der Stempelabgabe gestärkt.
Stempelsteuern sind Abga-
ben, die bei der Ausgabe von
Wertpapieren, bei der Zah-
lung von Versicherungen und
bei der entgeltlichen Übertra-

gung von Eigentum an Wert-
papieren sowie anderen Ur-
kunden anfallen. Dieser Teil
der Massnahmen ist bereits
durch Dringlichkeitsrecht seit
2001 wirksam, aber nur bis
2005. Nun wird noch eine ver-
lässliche gesetzliche Grundla-
ge geschaffen. Auch die KMU
profitieren vom Steuerpaket.

Den Gürtel
enger schnallen?

Auch als Mitglied der Exeku-
tive einer mittelgrossen Ge-

Am Anfang jeder
starken Werbung
steht das Inserat!

Inseratetarif 2004
auf www.svp.ch



Totalrevision Ausländergesetz8

Aufwändige aber
nötige Totalrevision

Nationalrat Hermann Weyeneth,
Jegenstorf (BE)
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lDie Totalrevision des veralteten Gesetzes über Aufenthalt und Nie-
derlassung der Ausländer (ANAG) wurde von der SVP schon seit
Jahren gefordert. Der vorliegende Gesetzesentwurf muss aber noch
korrigiert werden, wenn er wirklich zur gewünschten Stabilisie-
rung des Ausländeranteils beitragen soll. Im Vordergrund müssen
die  gesamtwirtschaftwirtschaftlichen Anliegen stehen.
Nicht nur die Tatsache, dass
das geltende Gesetz aus dem
Jahre 1931 angesichts der
heutigen Probleme in der
Migrationspolitik nicht mehr
genügt, auch die Realität der
bilateralen Verträge der
Schweiz mit der EU haben
eine Revision unabdingbar
gemacht.

Die staatspolitische Kommis-
sion hat über ein Jahr am
neuen Ausländergesetz her-
umgedoktert. Der Nationalrat
wird nun nicht nur über rund
50 Minderheitsanträge zu be-
raten haben, sondern zudem
auch noch über Dutzende von
zusätzlichen Einzelanträgen.
Der Nationalrat begibt sich
damit in der Sondersession
faktisch in eine Kommissions-
sitzung.

Gesetz für
Nicht-EU-Bürger

Das neue Ausländergesetz ist
im Wesentlichen nur für die
Staatsangehörigen von Nicht-
EU-Staaten gültig, während
für die EU-Bürger die Rege-
lungen des Freizügigkeitsab-
kommen gelten. Da die
Schweiz im Bereich der EU-
Ausländer kaum mehr Spiel-
raum hat, um das Ziel der Sta-
bilisierung des Ausländeran-
teils zu erreichen, ist es um so
wichtiger, bei den Regelungen
für Ausländerinnen und Aus-
ländern aus Nicht-EU-Staa-
ten restriktiv zu legiferieren.

Dabei ist insbesondere der
Familiennachzug, der 25%
der Zuwanderung ausmacht,
so streng und sinnvoll wie mö-
glich auszugestalten.

SVP-
Forderungen

aufgenommen

Der vorliegende Entwurf
nimmt einige Forderungen
der SVP auf wie beispielswei-
se die sogenannte Carrier
Sanctions, also die Sorgfalts-
pflicht der Transportgesell-
schaft bei der Kontrolle der
für die gebuchte Reise not-
wendigen Papiere. Zwar gibt
es noch einige Punkte, die im
Entwurf korrigiert werden
müssen, aber insgesamt stellt
die Vorlage doch eine Verbes-
serung gegenüber der heuti-
gen Rechtssituation dar. Ent-
sprechend unzufrieden ist
folglich die Linke, deren mul-
tikulturellen Visionen entge-
gen zu wirken ist.

Die wichtigsten Zielsetzungen
von Bundesrat und Kommis-
sion können wie folgt umris-
sen werden:

Die Zulassung von Dritt-
staatenangehörigen wird ein-
geschränkt auf dringend be-
nötigte und gut qualifizierte
Arbeitskräfte.

Die Situation der recht-
mässig und dauerhaft anwe-
senden Ausländerinnen und

Ausländer soll verbessert wer-
den. Straffung der Bewilli-
gungsverfahren, was auch
gesamtwirtschaftlichen Inter-
essen dient.

Die Integration recht-
mässig und längerfristig anwe-
sender Ausländer soll geför-
dert werden. Dabei muss die
Bereitschaft des Betroffenen
zur Integration gegeben sein
und gefordert werden kön-
nen.

Neue Massnahmen ge-
gen die festgestellten Miss-
bräuche und Umgehungen im
Ausländerrecht (Schlepper-
unwesen, Schwarzarbeit, ille-
galer Aufenthalt und miss-
bräuchlicher Familiennach-
zug bzw. Scheinehen).

Griffige Entfernungs-
und Fernhaltemassnahmen
gegenüber jenen, die die öf-
fentliche Sicherheit und Ord-
nung gefährden oder verlet-
zen oder die innere oder
äussere Sicherheit gefährden.

Saisonale
Bedürfnisse

berücksichtigen

Die SVP-Mitglieder der Kom-
mission haben sich vor allem
stark für kurzfristige Aufent-
halter bis sechs Monate ohne
Familiennachzug engagiert.
Sie sollen die unglückliche
und mittlerweile aufgehobene
Kategorie der Saisonniers in
optimierter Form ersetzen.

Ablehnend standen wir den
vom Bund geförderten Inte-
grationsmassnahmen, also der
wachsenden Förderungsad-

ministration und den gelo-
ckerten Familiennachzugs-
bestimmungen gegenüber. Für
die SVP hat sich die Migra-
tionspolitik nach den Bedürf-
nisse der Wirtschaft und den
Kapazitäten der Schweiz zu
richten. Es steht ausser Zwei-
fel, dass dabei die völkerrecht-
lichen und die Bestimmungen
der EMRK zu berücksichtigen
sind, aber der Spielraum der
Schweiz ist dabei noch lange
nicht ausgeschöpft.

Während die Linke eine Stra-
tegie der offenen Türen ver-
folgt, ist sich eine Mehrheit
der Kommission der Notwen-
digkeit strikterer rechtlicher
Grundlagen bewusst gewor-
den. Die Missbräuche sind
leider inzwischen so offen-
kundig geworden, dass die
SVP mit ihren Forderungen
ernst genommen werden
musste. Bleibt abzuwarten, ob
es nun in der Nationalrats-
debatte gelingt, nicht nur die
bereits beschlossenen Ver-
schärfungen durchzusetzen,
sondern auch noch die übri-
gen notwendigen Korrekturen
vorzunehmen.

Engadiner-Ferienhaus zu vermieten
5 1/2 - Zimmer, ruhige und sonnige Lage
www.engadin-vna.com / 081 302 23 92Inserat



 Teilrevision Asylgesetz 9

Trotz einiger
Verbesserungen ungenügend

Erfolg ist planbar. Wie? Die Gratisbroschüre

 „Das Erfolgsgeheimnis“
gibt Auskunft. Sofort anfordern!

Von Hans Müller, Heimatweg 1, 5040 Schöftland

Inserat

Die Teilrevision des Asylgesetzes, die im Nationalrat in der Sonder-
session anfangs Mai behandelt wird, hinterlässt einen zwiespälti-
gen Eindruck. Die Revision bringt zwar einige Verbesserungen,
bleibt aber ganz klar ungenügend!
So kann neu die Entwicklungs-
hilfe an die Rücknahme von
abgewiesenen Asylsuchenden
gekoppelt werden; die Revisi-
on bringt kürzere Verfahrens-
fristen, und Beschwerdeent-
scheide werden künftig durch
einen Asylrichter (bisher drei)
gefällt. Zudem werden die
Nichteintretensgründe bei of-
fensichtlich haltlosen Asyl-
gründen ausgeweitet, und die
so genannte Drittstaaten-
regelung wird verbessert. Ne-
gativ ist insbesondere die neu
vorgesehene „humanitäre
Aufnahme“, welche für Tau-
sende von abgewiesenen Asy-
lanten ein Bleiberecht mit
Familiennachzug und Ar-
beitsberechtigung schafft und
ein völlig falsches Signal setzt.
Fazit: Die SVP wird für Ver-
schärfungen kämpfen; die
Lancierung der dritten Asyl-
initiative zur wirksamen Be-
kämpfung des Asylmiss-
brauchs scheint aber dennoch
dringend nötig.

Nachdem die SVP-Volks-
initiative „gegen Asylrechts-
missbrauch“ am 24. Novem-
ber 2004 mit 49,9 % Ja äus-
serst knapp gescheitert war,
ertönte der Ruf nach Ver-
schärfungen aus fast allen po-
litischen Lagern. Davon ist
heute nicht mehr allzu viel zu
spüren. Dennoch sind – auf-
grund des Abstimmungsresul-
tates – verschiedene Verbesse-
rungen und Verschärfungen
in die Revision eingeflossen.
Falls die Verschärfungen der
Kommissionsmehrheit und
wesentliche Minderheitsan-
träge der SVP und von
Gleichgesinnten aus der FDP
erfolgreich sind, kann der
Vorlage in der Schlussab-
stimmung zugestimmt werden.

Verschärfungen,
Verbesserungen

Koppelung mit Entwick-
lungshilfe: Der Bundesrat
kann die Entwicklungshilfe
für Staaten, die sich bei der
Rücknahme abgewiesener
Landsleute nicht kooperativ
verhalten, ganz oder teilweise
streichen (Artikel 77).

Mehr Effizienz bei der Asyl-
rekurskommission: Die Re-
kurskommission entscheidet
in der Besetzung mit einem
Richter (bisher drei) über
Beschwerden.(Art. 104).

Kürzere Verfahrensfristen:
Über Nichteintreten wird in
der Regel innert 10 Tagen
(bisher 20) entschieden, bei
materiellen Asylverfahren
innert drei Monaten. (Art. 37
und 109).

Nichteintretensgründe aus-
geweitet: Zu Gründen wie
„Täuschung über die Identi-
tät“ etc. kommt neu hinzu:
Nichteintreten, wenn der Be-
treffende in einem EWR/EU-
Staat bereits einen ablehnen-
den Entscheid erhalten hat.
(Art. 32).

Negativpunkte,
Verschlechte-

rungen

Die „humanitäre Aufnahme“
(ursprünglich „integrative“
Aufnahme) soll als neue Ka-
tegorie ein definitives Bleibe-
recht für abgewiesene (!) Asy-
lanten bringen, deren Weg-
weisung auf längere Sicht
„nicht zulässig“ oder „nicht
zumutbar“ ist (Art. 44). Sie er-

halten Zugang zum Arbeits-
markt, Recht auf Ausbildung
und Familiennachzug. Mit
dieser Privilegierung wird ein
völlig falsches Signal ausge-
sandt an Leute, die keine
Flüchtlinge sind, die aber
gerne am „Schweizer Wohl-
stand teilhaben“ möchten.
Ebenso werden arbeitsrecht-
liche Bestimmungen des Aus-
ländergesetzes unterlaufen.

Sehr negativ fällt auch das
unbefriedigende Flughafen-
verfahren ins Gewicht, wo die
SVP ein Verfahrenszentrum
in der Verantwortung des
Bundes fordert. Im weiteren
hat die Kommissionsmehrheit
die Schaffung von Gemein-
schaftsunterkünften mit ein-
geschränkter Bewegungsfrei-
heit für Asylanten, welche die
Mitwirkungspflicht bei der
Beschaffung von Papieren
verletzen sowie für Renitente
abgelehnt.

Kampf für
Verschärfungen

Die SVP wird im Plenum mit
Minderheitsanträgen für zahl-
reiche Verschärfungen kämp-
fen. Der Erfolg hängt davon
ab, ob die FDP und Teile der
CVP wieder auf den Boden
bürgerlicher Politik und kon-
sequenter Missbrauchsbe-
kämpfung zurückkehren oder
ob sie weiterhin mit dem
links-grünen Lager kooperie-
ren.

Die SVP verlangt insbeson-
dere eine konsequente Dritt-
staatenregelung, wonach Asy-
lanten aus verfolgungssi-
cheren Staaten sowie Ge-
suchsteller, die über einen si-

cheren Drittstaat eingereist
sind, grundsätzlich kein Asyl
erhalten. Im weiteren sollen
Asylbewerber, deren Gesuch
abgelehnt oder auf deren Ge-
such nicht eingetreten wurde,
staatliche Unterstützung nur
noch im Rahmen von Nothil-
fe (Kollektivunterkunft, mini-
male Verpflegung) erhalten.
Zudem ist das europaweite
Unikum, dass bei Anhörun-
gen von Asylbewerbern stets
vom Staat bezahlte Hilfs-
werksvertreter anwesend sind
und auf die Entscheide Ein-
fluss nehmen, zu stoppen.

Falls es mit dieser Revision
nicht gelingt, den milliarden-
schweren Asylmissbrauch
wirksam zu bekämpfen, wird
die SVP im Sommer ihre
dritte Asylinitiative lancie-
ren.

Nationalrat Hans Fehr,
Eglisau (ZH)
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Damit Bahnfahren Spass macht.

10 Bestellung SVP Shop

........ Expl. Sonnenbrille rot, mit Schweizer Kreuzen und drei versch. Gläsern Fr. 129.--

........ Expl. Foulard Stilvoll und diskret für jede Gelegenheit! Fr. 79.--

........ Expl. Pin Jetzt endlich erhältlich! (ab 10 Stk./Fr. 4.--) Fr. 5.--

........ Expl. Polo-Shirt dunkelblau weiss / Grösse ........ (S, M, L, XL, XXL) Fr. 40.--

........ Expl. Post-it Block à 50 Blatt Fr. 2.--

........ Expl. Offiziersmesser Original Victorinox Fr. 20.--

........ Expl. Kleber Bogen à 35 Kleber Fr. 6.--

........ Expl. Jass französisch deutschschweiz Fr. 3.--

........ Expl. Ballone Sack à 50 Stück Fr. 40.--

........ Expl. Kugelschreiber Fr. 2.50

........ Expl. Feuerzeug nachfüllbar Fr. 5.--

Name ................................................................................................ Vorname ......................................................................
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Neu im SVP-Shop:

Die trendige Sonnenbrille!
Online-Bestellung auf www.svp.ch

Originalgrösse
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Verkehrspolitik 11

Wird der NEAT-Traum
zum Alptraum?

Nationalrat Otto Laubacher,
Kriens (LU)

Keinen Franken soll die NEAT das Schweizervolk kosten. So hiess
es vor der FinöV-Abstimmung. Später, als das Projekt erfolgreich
die Hürde der Volksabstimmung gemeistert hatte, wurde das Gan-
ze relativiert.

Warum ein
Zusatzkredit?

Warum aber müssen jetzt die
Eidgenössischen Räte einen
Zusatzkredit bewilligen, ob-
schon eigentlich bis jetzt kei-
ne wirklich grossen geologi-
schen Zwischenfälle vorgefal-
len sind?

Es sind Projektänderungen
die aus Sicherheitsüberle-
gungen vorgenommen und
den Reserven angelastet wer-
den. So soll zum Beispiel der
Ceneri - Basistunnel in zwei
richtungsgetrennten Röhren
geführt werden. (Aus Sicher-
heitsgründen! Es handelt sich
aber hier um schienengebun-
dene Fahrzeuge. Im Gotthard
Strassentunnel verkehren
Strassenfahrzeuge im Gegen-
verkehr und dies stört schein-
bar niemanden).

Die Kostendifferenz zwischen
einem Doppelspurtunnel-
Vollausbau und dem jetzt als
Auflageprojekt vorgelegten
„zwei Einspurtunnel“-Voll-
ausbau beträgt die nicht un-
bedeutende Summe von 650
Millionen. Auch wurden Pro-
jektänderungen auf der Nord-
seite im Kanton Uri vorge-
nommen, so zum Beispiel ein
Anschlusswerk für die Berg

Den Betreibern, nämlich den
Bahnen, werden für einen Teil
der FinöV - Investitionen
(NEAT, BAHN 2000, HGV)
Marktdarlehen von maximal
25% der Investitionssumme
gewährt. In der FinöV – Bot-
schaft 1996 ging man davon
aus, dass die Bahnen nicht
nur die zusätzlichen Kosten
der neuen Infrastruktur für
Betrieb und Substanzerhalt
erwirtschaften können, son-
dern auch für die nötigen Zin-
sen und Rückzahlungen die-
ser Marktdarlehen aufkom-
men können.

Das alles trifft nun nicht ein.
Die Erträge auf der Schiene,
wie auch auf der Strasse sin-
ken. Ein Grund für diesen
Trend sind die offenen Märk-
te. Die Bahnen haben dann
auch kürzlich bekannt gege-
ben, sie seien nicht in der
Lage solche Abgeltungen zu
leisten. Wie geht es nun wei-
ter?

Es wird an beiden Achsen
Lötschberg und Gotthard
weiter gebaut. Die eigentli-
chen Baukosten der ur-
sprünglich geplanten und in
Angriff genommen Bauwerke
sind teuerungsbereinigt recht
gut in den budgetierten Kos-
ten. Vorsorglicherweise hatte
man auch noch in die Bau-
kosten eine finanzielle Reser-
ve von ungefähr 1900 Millio-
nen eingeplant. Dies war eine
kluge und weitsichtige Mass-
nahme, denn bei Tunnelbau-
projekten kennt man die geo-
logischen Verhältnisse erst bei
der vollständigen „Durchörte-
rung“, das heisst: Wenn man
den Tunnel vom Eingang bis
zum Ausgang durchqueren
kann.

Variante lang. Nur dieses An-
schlusswerk für die mögliche
Tunnelverlängerung ist mit
100 Millionen budgetiert.
Rechnet man alle diese Mehr-
kosten zum ursprünglichen
Objektkredit dazu, betragen
die Kosten plötzlich 3060 Mil-
lionen.

Im Bericht über die Mehrkos-
ten betreffend den Zusatz-
kredit und die teilweise Frei-
gabe der gesperrten Mittel der
zweiten Phase der NEAT 1
steht dann:

„Die Zusatzleistungen und
Projektanpassungen von ins-
gesamt 3060 Millionen sind
über die Freigabe der einge-
stellten Reserven von ur-
sprünglich 1947 Millionen
und einen Zusatzkredit von
1113 Millionen zu finanzie-
ren.“

Massnahmen

Was ist zu tun, damit uns die
NEAT-Kosten nicht aus dem
Ruder laufen?

Es ist auf jeglichen bau-
lichen Luxus zu verzichten.

Auch überbordende Si-
cherheitsvorschriften sind zu
hinterfragen.

Die angefangenen gros-

sen Tunnel sind zu erstellen.
Varianten, die einen erhebli-
chen Mehrnutzen wie bei-
spielsweise die Variante der
Steckenführung über Erstfeld-
Stans-Luzern mit Ankoppe-
lung nach Rotkreuz, welche
ein Fachjournalist für Eisen-
bahnfragen, in der Neuen
Zürcher Zeitung vorstellte,
sind zu prüfen.

Die Kostenschere zwi-
schen Bahn und Strasse darf
durch hohe betriebswirt-
schaftliche, nicht notwendige
Kosten nicht noch mehr er-
höht werden.

Diese Aufzählung ist keines-
falls abschliessend oder voll-
ständig. Aber sie ist beispiel-
haft.

Trumpf verspielt

Den Trumpf kostendeckender
Alpentransitgebühren für die
Strasse hat der Bundesrat
leider leichtfertig verspielt.
Das verkehrspolitische Ziel,
den alpenquerenden Schwer-
verkehr auf die Bahn zu ver-
lagern, wird wohl jetzt die in
der Schweiz wohnhafte Be-
völkerung mit hohen Gebüh-
ren in Form der LSVA zahlen
müssen.

Nur wenn wir die Baukosten
der NEAT-Teilprojekte, aber
auch die Unterhaltskosten,
über die im Moment noch nie-
mand deutlich reden will, im
Griff halten, können wir uns
diese NEAT leisten.
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Stabwechsel bei der
SVP des Kantons Zürich
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Der 50-jährige Kantonsrat Peter Good, Gemeindepräsident in
Bauma, ist neuer Präsident der SVP des Kantons Zürich. Good wurde
an der Delegiertenversammlung in Bülach mit einer einzigen Gegen-
stimme der 431 Delegierten gewählt. Er löst Christoph Blocher ab,
der nach der Wahl in den Bundesrat als Kantonalpräsident zurücktrat.

Christoph Blocher stand der
Kantonalpartei fast 27 Jahre
lang vor. Unter seiner Füh-
rung entwickelte sich die SVP
des Kantons Zürich zur weit-
aus stärksten Partei, die ihren
Wähleranteil von 14,5 Pro-
zent (1979) auf 33,4 Prozent
(2003) steigern konnte. Sein
politischer Instinkt, seine
Unerschrockenheit und seine
Beharrlichkeit haben die SVP
zur stärksten schweizerischen
Kraft gemacht.

Peter Good ist Unternehmer
mit eigenem Gewerbebetrieb
in Bauma, wo er auch Ge-
meindepräsident ist. Er ist ver-
heiratet und Vater von zwei
Kindern. Seit 1999 gehört er
dem Kantonsrat an und ist
Mitglied der Kommission für
Wirtschaft und Abgaben.

Kampf dem
Sozialismus

Der neue Präsident rief an der
Delegiertenversammlung zum
Kampf gegen den Sozialismus
auf. Der Sozialismus habe vie-

sowie für Selbsthilfe und
Chancennutzung statt für
Trägheit und Vollkaskomen-
talität, eine Philosophie, die
sich durch spontane Hilfsbe-
reitschaft statt durch staatlich
erzwungene Solidarität aus-
zeichnet; dies ist unser Auf-
trag.“ Goods kämpferische
Rede wurde von den Delegier-
ten mit viel Applaus verdankt.

Verbesserte
Ausgangslage

Trotz des epochalen Wahlsie-
ges der SVP vom 19. Oktober
2003 und trotz der Wahl von
Christoph Blocher in den
Bundesrat am 10. Dezember
2003 ist die SVP keineswegs
an ihrem Ziel angekommen.
„Diese Siege sind nur Etap-
pensiege und wir haben damit
lediglich die Ausgangslage für
unseren künftigen Kampf ver-
bessert“, zeigte sich Good
überzeugt. Die SVP des Kan-
tons Zürich wird sich deshalb
weiterhin für die Freiheit des
Individuums, für die Selbstbe-
stimmung, für Unabhängig-
keit, für Eigenverantwortung
und gegen Missbrauch und
Umverteilung  stark machen.

Reinhard Wegelin,
stv. Parteisekretär

SVP des Kantons Zürich

besten Weg von der Wiege bis
zur Bahre durch den Staat
verwaltet zu werden; das ist
Sozialismus.“

Good sagte aber auch der
„grassierenden Verluderung
in der Politik“ und der “zu-
nehmend um sich greifenden
Dekadenz“ den politischen
Kampf an: „Natürlich wäre es
einfacher mit dem Strom zu
schwimmen, statt wild ent-
schlossen und unerschrocken
für die eigene Überzeugung
und Philosophie unserer Par-
tei zu kämpfen. Aber genau
diesen Kampf im Sinne unse-
rer Philosophie zu führen,
welche für Tugenden wie
Mass statt Gigantismus steht

le Gesichter, bisweilen auch
freundliche, so dass er sich in
fast allen Parteien – auch in
bürgerlichen – breit machen
konnte, um seine unheilvolle
Wirkung zu entfalten, stellte
Good fest. Die fatalen Folgen
dieser Entwicklung würden
vor allem im dramatischen
Anstieg der Staats-, Fiskal-
und Verschuldungsquoten
deutlich.

Good weiter: „Der Einzelne
hat letztlich immer weniger
Entscheidungsautonomie,
insbesondere darüber, wie er
sein Geld ausgeben will; dies
bedeutet, weniger Freiheit,
weniger Eigenverantwortung,
will heissen, wir sind auf dem



SVP Kanton Bern

Die SVP-Feier vom 22. Mai
2004 findet an seinem Ge-
burtsort in Mirchel im Em-
mental statt. Sie soll die Erin-
nerung an den grossen Politi-
ker und Parteikollegen wach
halten. Seine Überzeugungen
und Taten haben auch für die
heutige Zeit ihre Bedeutung.
Noch gibt es viele SVP-Mit-
glieder, die Friedrich Traugott
Wahlen aus nächster Nähe
erlebten und darüber berich-
ten können. Am 22. Mai geht
es aber nicht um die detaillier-
te Darstellung seiner volks-
wirtschaftlichen und politi-
schen Leistungen. Diese sind
nachlesbar. Es sollen viel-
mehr die persönlichen Seiten
Wahlens – die wenig bekannt
sind –  beleuchtet werden. Ein
Thema wird sein: „Erinnerun-
gen an Wahlen als Mensch“,
erzählt von seinem Neffen
Hansueli Wahlen, alt Real-
lehrer in Rüegsauschachen im
Emmental. Die Erlebnisse
und Gespräche mit seinem
Onkel zeugen von dessen
feinfühliger Nächstenliebe
und dem Geschick im Um-
gang mit Menschen. Sodann
wird alt Regierungsrat Peter

SVP-Gedenkfeier:
Friedrich Traugott Wahlen
Zu den Persönlichkeiten, die die Schweizer Geschichte prägten, zählt
Friedrich Traugott Wahlen. Er ist uns vor allem als Bundesrat und
Schöpfer des Anbauplans vom zweiten Weltkrieg bekannt. Am
22. Mai 04 feiert die SVP in Erinnerung an den grossen Parteikollegen.

Schmid, SVP Bern, aus seinen
Erinnerungen an persönliche
Gespräche mit dem alt Bun-
desrat schöpfen.

Am 22. Mai soll aber auch
dem Ursprung und den Spu-
ren des in einfachen Verhält-
nissen aufgewachsenen gros-
sen Schweizers nachgegangen
werden. Ein Besuch des noch
stehenden alten Schulhauses,
wo sein Vater Lehrer war, ge-

hört zum Programm. Noch
heute erzählt man sich beson-
dere Begebenheiten und An-
ekdoten rund um die Familie
Wahlen. Darüber werden Bür-
ger aus Mirchel, unter ande-
rem Ruedi Meister, SVP, be-
richten.

Auch im Sinne Wahlens, der
Humor hatte und zu genies-
sen verstand, ist an der Feier
das gemütliche Beisammen-

sein mit bodenständigem Es-
sen und volkstümlicher Mu-
sik vorgesehen.

Das Festprogramm
13.30 Uhr Eintreffen der Gäste im Restaurant Mirchel (reservierter Saal)

13.45 Uhr Begrüssung durch SVP-Vertreter und den Gemeinderat Mirchel, anschl. Begrüssungs-Apéro

14.45 Uhr SVP Mirchel: Eine Partei für alle - mit Tradition als Basis für den Fortschritt
Jakob Zumbrunnen, Präsident SVP Mirchel, Geschäftsführer SIM Motoren AG, Bern

15.00 Uhr Erinnerungen an Bundesrat Friedrich Traugott Wahlen als Mensch
Der Neffe Wahlens, Hansueli Wahlen, ehem. Reallehrer, Rüegsauschachen berichtet...

15.15 Uhr Besuch des Geburtshauses und der Gedenklinde (Erläuterungen an Ort und Stelle)

16.15 Uhr Rückwanderung zum Restaurant Mirchel (ca. 15 Minuten auf flachem Wege)

16.30 Uhr Erinnerungen aus Gesprächen mit alt Bundesrat Friedrich Traugott Wahlen
Berner alt Regierungsrat Peter Schmid, SVP Bern

16.45 Uhr Kleine, fakultative Wanderung auf den Mirchelberg mit Blick auf die Stockhornkette
17.45 Uhr Gemeinsames Nachtessen im Restaurant Mirchel

19.40 Uhr Gang zum Festzelt des volkstümlichen Abends der Heimatgruppe Mirchel mit
Volkslied- und Jodler-Gruppen, Tanz (reservierte Tische für die SVP-Feier-Gäste)

anschl. Individuelle Heimkehr (Rücktransport zum Bahnhof Konolfingen möglich)

13
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Verfassungsentwurf:
Variantenabstimmung gefordert

Warum werden
keine Varianten

vorgelegt?

Am meisten Mühe macht un-
serer Fraktion und Partei, dass
sich der Verfassungsrat gross-
mehrheitlich entschieden hat,
dem Stimmvolk keine Varian-
ten vorzulegen, obschon er
diese Möglichkeit gehabt hät-
te. Erinnern wir uns, am 13.
Juni 1999 hatte das Stimm-
volk mit 76,5 % Ja befürwor-
tet, dass es eine Mitsprache in
Form von Varianten haben
möchte. Unglücklicherweise
war die Fragestellung in der
deutschen Version imperativ,
im französischen Text aber in
der Möglichkeitsform gehal-
ten. Nicht zuletzt diese
sprachliche Ungenauigkeit,
die nicht in beiden Sprachen
gleiche Gewichtung der For-
mulierung (die Sprachenfrage
lässt grüssen!) hat viele Ver-
fassungsrätinnen und Verfas-
sungsräte bewogen, sich über

Nun also ist es soweit! Nach gut drei Jahren Arbeit in den Bereichs-
kommissionen und im Verfassungsrat, wo über verschiedene The-
men miteinander diskutiert, argumentiert und gestritten wurde,
liegt nach vielen Korrekturen und Retouchen in drei Lesungen das
heute präsentierte Projekt Verfassung vor.
Wir von der SVP haben ver-
sucht, mit gesundem Men-
schenverstand unsere Vorstel-
lungen und unsere Ideen, aber
auch den Wählerwillen in die
Verfassung einzubringen. In
all den Bemühungen war stets
das höchste Ziel der Fraktion
der SVP, der Bevölkerung un-
seres Kantons eine bürger-
nahe, verständliche Verfas-
sung vorzulegen, deren finan-
zielle Auswirkungen durch
den Mittelstand, die KMU’s
und die Landwirtschaft ver-
kraftet werden können. Eben-
so war unser erklärtes Ziel,
dass die daraus entstehenden
Folgekosten in Zukunft auch
für den Staatshaushalt tragbar
sein werden, und wir nicht
Blankochecks mit unabseh-
baren Folgen erteilen.

Nicht zufrieden
mit dem Resultat

Deshalb wehrten und wehren
wir uns gegen die Einführung
einer kantonalen Mutter-
schaftsversicherung, die un-
absehbare Kosten verursa-
chen könnte. Zudem ist über-
haupt nicht klar, und darüber
wurde im Verfassungsrat nie
ein Wort verloren, wer diese
anfallenden Kosten überneh-
men würde. Da die neue Ver-
fassung zusätzlich noch ande-
re „Kostenverursacher“ vor-
sieht, die den Staat belasten
werden, können wir von der
SVP überhaupt nicht zufrie-
den sein mit dem Resultat. In
den Kommissionsarbeiten
und im Plenum haben sich die
Mitglieder unserer Fraktion
vehement, aber immer fair
eingesetzt, um unseren Wäh-
lerauftrag zu erfüllen und den

Grossrat Ueli Johner-Etter,
Präsident Verfassungsrats-
fraktion, Kerzers (FR)

Der Kanton Freiburg braucht eine neue Verfassung. Die SVP machte
sich für eine Variantenabstimmung stark - leider ohne Erfolg!
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Willen der Basis einzubringen
und kundzutun.

Klare Linie
der SVP

Wir haben dabei immer klar
und deutlich unsere Linie und
Meinung vertreten, und sind
nicht, wie zum Teil Fraktio-
nen anderer Parteien, einen
Slalomkurs gefahren. In die-
sem Sinne haben wir uns auch
gegen das Stimmrecht und die
Wählbarkeit von Ausländern
mit Niederlassungsbewilli-
gung zur Wehr gesetzt, weil
wir der Meinung sind, das
eine Beteiligung an unserem
politischen System nur über
eine vollständige Integration,
das heisst nach unserer Mei-
nung über die Einbürgerung
erfolgen kann. Die heute
vorgeschlagene Regelung
(Stimmrecht und Wählbarkeit
auf kommunaler Ebene) ist
nach unserer Auffassung auch
ein Eingriff in die Gemeinde-
autonomie.

den klar geäusserten Wunsch
des Freiburgervolkes hinweg-
zusetzen und keine Varianten
zu präsentieren.

So nicht!

Am 16. Mai nächsthin wird
nun die Verfassung dem Frei-
burgervolk vorgelegt werden.
Wir von der SVP sind ge-
spannt auf das Resultat, denn
wir wollen heute, wo sogar
unser Fraktionspräsident auf
Grund unserer kritischen, ab-
lehnenden Haltung von der
Pressekonferenz vom 12.
März 04, der offiziellen Prä-
sentation des Verfassungs-
entwurfs ausgeschlossen wur-
de, nicht verschweigen, dass
eine solche Politik die SVP
des Kantons Freiburg nicht
unterstützen kann und will.
(Wir hatten übrigens einein-
halb Stunden vor der offiziel-
len unsere eigene Pressekon-
ferenz). Wir von unserer Par-
tei meinen nun einmal nicht
wie zum Teil andere Leute
„Nein“, und sagen dann trotz-
dem „Ja“.

Heute meinen und sa-
gen wir von der SVP
„NEIN“, so nicht!
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StandpunktSparSparen heissten heissten heisst
gewinnen, nicht verliergewinnen, nicht verliergewinnen, nicht verlieren!en!
Mit dem Sparsäuli oder dem Sparheftli der Bank verbinden uns positive Gedanken und Erin-
nerungen. Sparen bedeutet im privaten Gebrauch meist Geld nicht einfach zu verbrauchen,
sondern auf die Seite zu legen, damit man sich „etwas leisten kann.“ Sparen besagt also
kurzfristig auf etwas Wünschbares zu verzichten, um sich später dafür - eben mit dem Erspar-
ten - einen grösseren, wichtigen Wunsch zu erfüllen. Viele Eltern legen etwas auf die hohe
Kante, damit es ihre Nachfahren einmal besser haben, über mehr Spielraum verfügen. Spa-
ren heisst also nicht, dass man etwas verliert, sondern dass man etwas gewinnt.

Davon ist in der Politik allerdings nichts zu spüren. Wer angesichts der desolaten Finanzsituation, der zunehmenden
Defizite und der Schuldenberge von Sparen redet, zieht den Zorn der Götter der Medien und der politischen Gegner auf
sich. Sparen ist in der Politik verpönt. Man redet von „zu Tode sparen“ und beschwört den Untergang der Schweiz. Das
Gegenteil ist richtig: Die Verschleuderung von immer mehr Steuergeldern führt dazu, dass sich niemand mehr verantwort-
lich fühlt. Die Schulden wachsen, die Finanzierung der wichtigen staatlichen Aufgaben und der Sozialwerke ist gefährdet.
Wer unkontrolliert nur Geld ausgibt, verliert. Sparen ist daher angesagt! Wir müssen jeden Franken vor dem Ausgeben
umdrehen und uns Rechenschaft darüber geben, ob die Ausgabe tatsächlich notwendig ist. Der Staat muss sparen, um
Handlungsfreiheit zu gewinnen. Handlungsfreiheit für kommende Generationen! Wir dürfen ihnen -- genauso wenig wie
verantwortungsbewusste Eltern dies tun würden -- nur Schulden und unbezahlte Rechnungen hinterlassen. Auch in den
nächsten Jahren warten Aufgaben, die zu lösen sind. Dazu brauchen wir Handlungsspielraum. Sparen heisst also auch in
der Politik nicht, etwas zu verlieren. Sparen bedeutet Verzicht auf nur Wünschbares, damit wir uns in Zukunft Wichtiges
wieder leisten können. Sparen heisst gewinnen! Gewinnen wir mit der SVP!

Nationalrat Ueli Maurer, Präsident SVP Schweiz
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Kostensenkung beim Strafvollzug

Die Motion
im Wortlaut

Der Bundesrat wird ersucht,
alle notwendigen Schritte zu
unternehmen, um mit andern
Ländern Staatsverträge aus-
zuhandeln, damit Strafgefan-
gene ihre Freiheitsstrafen in
ihren Herkunftsländern statt
in der Schweiz verbüssen
können. Dabei ist der Straf-
vollzug im Ausland selbstver-
ständlich so sicherzustellen,
dass die Regeln eines huma-
nen Strafvollzugs respektiert
bleiben.

Österreich
macht es vor

Österreich hat einen Vertrag

(SVP) Die alljährlichen Kosten für den Strafvollzug ausländischer
Straftäter sind beträchtlich. Wie können diese Kosten gesenkt wer-
den? In einer Motion verlangt Nationalrat Luzi Stamm, dass die
Schweiz mit anderen Ländern Staatsverträge aushandeln soll da-
mit ausländische Strafgefangene ihre Freiheitsstrafen in ihrem
Herkunftsland verbüssen können.

mit Rumänien abgeschlossen,
der ermöglicht, rumänische
Straftäter, die in Österreich
eine Freiheitsstrafe verbüssen
müssen, in rumänische Straf-
anstalten zu transferieren.

Der Strafvollzug ist in der
Schweiz bekanntlich sehr teu-
er. In den Schweizer Gefäng-
nissen sitzen überdurchschnitt-
lich viele ausländische Straf-
täter. In ihren Herkunfts-
ländern sind die Strafvoll-
zugskosten meist viel billiger.

Unter diesen Umständen
drängt es sich auf, den teuren
Strafvollzug in der Schweiz
wenn immer möglich durch
den kostengünstigeren Straf-
vollzug im Ausland zu erset-
zen (Finanzierung durch die

Schweiz). Wird der Strafvoll-
zug ins Ausland verlagert, so
ist es selbst verständlich nö-
tig, sicherzustellen, dass die
Insassen gemäss den gelten-
den Standards betreut blei-
ben; insbesondere sind die
Anforderungen der Europäi-
schen Menschenrechtskon-
vention zu erfüllen. Dies kann
durch verschiedene Massnah-
men sichergestellt werden:
Denkbar ist auch, Gremien zu
schaffen, bei denen Schweize-
rinnen und Schweizer mithel-
fen, diesen Strafvollzug im
Ausland zu begleiten, zu über-
wachen oder sogar zu leiten.
Wenn solche Projekte ge-
schickt aufgezogen werden,
können sie sogar für die „loka-
len Häftlinge“ einen Beitrag zu
einem humaneren Strafvollzug

darstellen, indem alte  Strafan-
stalten renoviert werden.

Nahe liegend ist, dass die
Schweiz nach Abschluss der
entsprechenden Verträge mit
dem betreffenden Land beste-
hende Strafanstalten saniert
und in Stand halten hilft. In
Frage kommt sogar der Bau
neuer Strafanstalten. Baukos-
ten wie auch Betriebskosten
wären so oder so wesentlich
billiger als der Strafvollzug in
der Schweiz.

Der Bundesrat wird ersucht,
in erster Linie mit denjenigen
Ländern Verhandlungen auf-
zunehmen, deren Staatan-
gehörige besonders zahlreich
in Schweizer Gefängnissen
vertreten sind. Sollte nach
Auffassung des Bundesrats
auf Bundesebene gesetzlicher
Handlungsbedarf bestehen,
wird er ersucht, eine entspre-
chende Vorlage auszuarbei-
ten.


